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Geschäftsstelle 

Mehr als 200 Bürgerinnen und Bürger haben am Samstag in Berlin mit der Endlager-Kommission 
über eine faire und transparente Suche nach einem Standort zur Lagerung hoch radioaktiver Ab-
fälle diskutiert. Die Teilnehmer des ganztägigen „Bürgerdialogs Standortsuche“ formulierten in 
Fokusgruppen Vorschläge zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der neuen Standortsuche, zur Fi-
nanzierung der Entsorgung und debattierten über den sichersten Entsorgungsweg. Die beiden 
Vorsitzenden der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffen, Ursula Heinen-Esser 
und Michael Müller, sicherten den Bürgern eine Aufnahme der Vorschläge in den Endbericht des 
von Bundestag und Bundesrat eingesetzten Gremiums zu. Vorschläge des Dialogs sollen auch in 
das Konzept zur weiteren Beteiligung der Bürger an der Kommissionarbeit eingehen. 
 
In einer Fokusgruppe zur verursachergerechten Finanzierung verlangten die Dialogteilnehmer, 
dass die Mittel zur Atommüllentsorgung „über einen Fonds oder eine Stiftung bestmöglich abge-
sichert“ werden. Eine weitere Gruppe plädierte mehrheitlich für ein Endlager, aus dem  
radioaktive Abfälle auch wieder zurückgeholt oder geborgen werden können. Den bestmöglichen 
Standort für dieses Endlager könne man nur im Vergleich verschiedener infrage kommender 
Standorte finden, stellte die Fokusgruppe fest. Eine dritte Gruppe plädierte dafür, bei Endlager-
projekten und in der deutschen Endlagerforschung erworbenes Wissen oder dort erworbene Qua-
lifikationen langfristig zu erhalten. 
 
Sehr ausführlich diskutierten die Veranstaltungsteilnehmer über die Beteiligung der Öffentlich-
keit an der Standortsuche und an der weiteren Arbeit der Endlagerkommission, die ja die Krite-
rien und Regeln für diese Suche entwickeln soll. Die Teilnehmer des Bürgerdialogs sprachen sich 
für die Beteiligung einer breiten Öffentlichkeit aus. Die Bürger müssten zudem möglichst früh in 
die Standortsuche eingebunden werden. Angesichts der schwierigen Thematik müsse es leicht 
verständliche Informationen für Bürger und niedrigschwellige Angebote zu deren Beteiligung ge-
ben. 
 
Im sogenannten Worldcafé des Dialogs debattierten zahlreiche Gäste über das Beteiligungskon-
zept, mit dem sich die Kommission selbst zu Transparenz, umfassender Bürgerbeteiligung und 
zur Aufnahme der Beteiligungsergebnisse in ihrem Bericht bekannt hat. Diese Leitlinien stießen 
auf Zustimmung. Viele Bürger verlangten aber Ergänzungen. Sehr häufig forderten sie eine Aufar-
beitung der Fehler, die bislang bei der Auswahl von Endlagerstandorten gemacht wurden. 
 
Der hannoversche Landesbischof Ralf Meister, der der Kommission als Vertreter der Gesellschaft 
angehört, bezeichnete es zum Abschluss der Veranstaltung als Herausforderung, das schwierige 
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Thema Standortsuche allgemein verständlich zu behandeln. „Redet kurz, redet klar, redet an-
schaulich“, appellierte er an alle mit dem Thema befasste Experten. Der Landesbischof sprach 
zugleich den „vielen hoch informierten und hoch kompetenten Teilnehmer des Bürgerdialogs“ 
seinen Dank aus. Auch mit den Teilnehmern einer Gegenveranstaltung, die parallel in Berlin 
stattfand, werde die Kommission weiter den Dialog suchen, sagte er. 
 
Der Kommissionsvorsitzende Michael Müller bezeichnete die Produktion von hoch radioaktiven 
Abfällen als ein Beispiel für einen falschen Umgang mit Technik. „Wir haben technologische 
Prozesse in Gang gesetzt, ohne deren langfristige Folgen zu bedenken“, sagte er. Aufgabe der End-
lager-Kommission sei es auch, ohne Schuldzuweisungen Lehren aus solchen Fehlern der Vergan-
genheit für einen besseren Umgang mit Technik zu ziehen.  
 
Die Kommissionsvorsitzende Heinen-Esser rief zu Beginn der Veranstaltung zur Beteiligung an 
der Arbeit der Endlager-Kommission auf. „Helfen Sie mit, die neue Standortsuche fair und trans-
parent zu gestalten“, sagte sie. Es liege im Interesse aller Bürgerinnen und Bürger, dass bei dieser 
Suche tatsächlich der Standort gefunden werde, der bestmögliche Sicherheit für die Lagerung 
hoch radioaktiver Abfälle gewährleiste.  
 
Die von Bundestag und Bundesrat eingesetzte Endlager-Kommission bereitet die neue Suche 
nach einem Standort zur Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe vor und erarbeitet dazu einen 
Bericht mit Anforderungen an den Standort und mit Kriterien und Regeln für die Standortsuche. 
Der Bundestag will die Empfehlungen der Kommission in das Standortauswahlgesetz aufneh-
men.  
 
Anfragen von Medienvertretern beantwortet: Jürgen Voges - Pressereferent - Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe, Tel: +49 30 227-31316, Mail: juergen.voges@bundestag.de  


